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Analyse organisatorischer Strukturen im Ret-
tungswesen

Der Rettungsdienst ist eine öffentliche Aufgabe der
Gefahrenabwehr und der Gesundheitsvorsorge
(medizinische Vorsorge und Betreuungsleistung).
Die Organisation und Durchführung des Rettungs-
dienstes fallen in die Gesetzgebungskompetenz
der Länder, die auch Träger des Rettungsdienstes
sind, soweit sie diese Aufgaben nicht auf die Krei-
se und kreisfreien Städte übertragen.

Die Rettungsdienstgesetze der Länder enthalten
die sächlichen und personellen Anforderungen an
das Rettungssystem. Auf der Grundlage der Ret-
tungsdienstgesetze ist das Rettungswesen so aus-
zugestalten, da8 eine bedarfsgerechte und
flächendeckende rettungsdienstliche Gesamtver-
sorgung sichergestellt ist. Aus diesem Sachverhalt
ergibt sich eine Vielzahl von aktuellen Fragestellun-
gen, die von den zuständigen Fachministerien in
den Ländern und den örtlichen Trägern des Ret-
tungsdienstes zu lösen sind.

Ziel des vorliegenden Forschungsprojektes ist die
Erarbeitung von praxisnahen Entscheidungshilfen
und Hinweisen für die Träger und die Leistungser-
bringer des Rettungsdienstes. Die Ergebnisse sol-
len darüber hinaus nicht nur für das jeweilige Land
Planungs- und Organisationshilfen für einen
bedarfsgerechten Rettungsdienst darstellen, son-
dern allgemeingültig zur Diskussion der Qualitäts-
sicherung im Rettungswesen beitragen.

Das Forschungsprojekt umfa8t drei eigenständige
Forschungsthemen:

• Teill I: Entwicklung bedarfsgerechter Disposi-
tionsbereiche von Rettungsleitstellen

• Teil II: Die Organisation des Notarztdienstes im
Zusammenhang mit den Mitwirkungs-
möglichkeiten niedergelassener Ärzte
(KV-Ärzte)

• Teil III: Konzeption eines Anforderungsprofils an
den “Leiter Rettungsdienst“.

Die drei untersuchten Themenbereiche sind bun-
desweit von zentraler Aktualität. Die Optimierung
von Dispositionsbereichen von Leitstellen, aber
auch die Einbeziehung niedergelassener Ärzte in
den bodengebundenen Notarztdienst sind von

übergeordnetem öffentlichen Interesse. Die Dis-
kussion über die Funktion, Stellung und Finanzie-
rung des “Ärztlichen Leiters Rettungsdienst“ ist
noch nicht abgeschlossen. In die weiteren Überle-
gungen hierzu sollten die Erfahrungen der Länder,
in denen es diese oder vergleichbare Funktionen
bereits gibt, mit einbezogen werden.

Der Originalbericht enthält als Anhänge die Zusam-
menstellung der Fragebögen und rettungsdienstli-
che Strukturdaten zur organisatorischen Ausge-
staltung des Notarztdienstes in Sachsen und Sach-
sen-Anhalt 1995 sowie in Bayern 1992. Auf die
Anhänge wurde in der vorliegenden Veröffentli-
chung verzichtet. Sie liegen aber bei der Bundes-
anstalt für Straßenwesen vor und sind dort einseh-
bar. Verweise auf die Anhänge wurden im Bericht
beibehalten.

Analysis of organisational structures in the
Emergency Medical Services

The provision of emergency medical services is a
public-sector remit involving risk prevention and the
supply of medical care (medical provision and care
services). The organisation and running of the
emergency medical services falls within the
legislative competence of the Laender which are
also the bodies responsible for providing these
services, in as far as these are not transferred to
the districts and to the towns which are
administrative districts in their own right.

The emergency medical service laws of the
Laender contain details of what is required of the
emergency medical services with regard to the
practical aspects and the personnel. The
emergency medical services are based on the
emergency medical service laws and must be
structured so that an area-wide service which
meets the demand is guaranteed. There are many
questions which arise from this situation which
must be solved by the competent ministries in the
Laender and by the local bodies responsible for the
emergency medical services.

The aim of the present research project is the
elaboration of practical aids to decision-making and
advice for the responsible bodies and for the
providers of the emergency medical services. In
addition to this the results should not represent
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aids for the planning and organisation of
emergency medical services which meet the
requirements of a particular Land alone; they
should rather contribute generally to the discussion
of quality assurance in the emergency medical
services sector.

The research project encompasses three
independent research topics:

• Part I: development of rescue communication
centre disposition areas which meet
demand;

• Part II: the organisation of the emergency
physician services taking into account
the possibilities of collaborating with
physicians in private practices;

• Part III: the design of a requirement profile for a
“Leader of an Emergency Medical
Services Deployment Unit“.

The three topic areas investigated are all of great
relevance to the current situation in the whole of
Germany. The optimisation of the disposition areas
of EMS communication centres and also the
inclusion of physicians with private practices in the
ground units of the emergency physician service
are of great public interest. The discussion
regarding the function, position and financing of the
“Medical Leader of an EMS Deployment Unit“ is not
yet complete. The experiences of the Laender
which already have this or a comparable position
should be included in the further considerations
regarding this post.

Appendices are attached to the original report in
which the questionnaires and data on the
organisational structure of the emergency
physician services of Saxony and Saxony-Anhalt in
1995 and Bavaria in 1992 are brought together.
The present publication does not contain the
appendices. They may, however, be consulted at
the Federal Mighway Research Institute.
References to the appendices were therefore
retained in the report.
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BÄK = Bundesärztekammer

BGH = Bundesgerichtshof
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Vorwort
Der Rettungsdienst ist eine öffentliche Aufgabe der
Gefahrenabwehr und der Gesundheitsvorsorge
(medizinische Vorsorge und Betreuungsleistung).
Die Organisation und die Durchführung des Ret-
tungsdienstes fallen gemäß Art. 30 und 70 GG in
die Gesetzgebungskompetenz der Länder. Träger
des Rettungsdienstes sind die Länder, soweit sie
diese Aufgaben nicht auf die Kreise und kreisfreien
Städte übertragen.

Die Rettungsdienstgesetze der Länder enthalten
die sächlichen und personellen Anforderungen an
das Rettungssystem. Auf der Grundlage der Ret-
tungsdienstgesetze ist das Rettungswesen so aus-
zugestalten, daß eine bedarfsgerechte und flä-
chendeckende rettungsdienstliche Gesamtversor-
gung sichergestellt ist. Aus diesem Sachverhalt er-
gibt sich eine Vielzahl von aktuellen Fragestellun-
gen, die von den zuständigen Fachministerien in
den Ländern und den örtlichen Trägern des Ret-
tungsdienstes zu lösen sind.

Am 11. Mai 1993 erteilte die Bundesanstalt für
Straßenwesen (BASt) den Auftrag zur Durchfüh-
rung des Forschungsprojektes 2.9122 mit dem ur-
sprünglichen Titel „Analyse des Anpassungspro-
zesses im Rettungswesen der neuen Länder und
Ableitung von Verbesserungsvorschlägen“. Ziel
des beauftragten Forschungsvorhabens ist die Er-
arbeitung von praxisnahen Entscheidungshilfen
und Hinweisen für die Träger und die Leistungser-
bringer des Rettungsdienstes in den neuen Län-
dern. Die Ergebnisse sollen darüber hinaus nicht
nur für das jeweilige Land Planungs- und Organi-
sationshilfen für den Aufbau eines bedarfsgerech-
ten Rettungsdienstes darstellen, sondern allge-
meingültig zur Diskussion der Qualitätssicherung
im Rettungswesen beitragen.

Als Hauptgrund für eine Modifizierung des Zeitrah-
mens bei der Bearbeitung des Forschungsprojek-
tes und der damit verbundenen Anpassung des
Forschungstitels in „Analyse organisatorischer
Strukturen im Rettungswesen und Ableitung von
Verbesserungsvorschlägen“ wurden die erst im
Entstehen befindlichen Strukturen in den neuen
Ländern zum Zeitpunkt der Erteilung des For-
schungsauftrages erkannt: Die Kreisgebietsreform
in den neuen Ländern wurde erst zum 1. August
1994 abgeschlossen, Durchführungsverordnungen
für den Rettungsdienst (Landesrettungsdienstplä-
ne) als Grundlage für eine sinnvolle Überprüfung
des Anpassungsprozesses des Rettungswesens in
den neuen Ländern lagen noch nicht vor.

Es war ursprünglich geplant, für jedes der neuen
Länder ein Schwerpunktthema mit Bezug zum For-
schungsziel zu bearbeiten. Hierfür sind und waren
gewisse Vorgaben (z. B. Bedarfspläne) sowie die
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Mitarbeit und das Interesse der zuständigen Mini-
sterien erforderlich. Diese waren jedoch nach Auf-
tragserteilung aufgrund der im Umbruch und Auf-
bau befindlichen Ministerien nicht im erforderlichen
Umfang erhältlich, da den Ministerien zum Teil so-
gar selbst keine Basisdaten zur Verfügung stan-
den.

Nachdem mit Ende des Jahres 1994 zunehmend
eigene Erfahrungen in den neuen Ländern vorhan-
den und erste Fortschritte erzielt sind, eine Festi-
gung der Arbeitsabläufe in den Fachministerien
eingetreten ist und Zuständigkeiten festgelegt sind,
war der Zeitpunkt für die Analyse des Anpas-
sungsprozesses im Rettungswesen günstiger als
zum Auftragszeitpunkt. Die Bundesanstalt für Stra-
ßenwesen, Außenstelle Berlin, hat daher mit
Schreiben vom 28. Dezember 1994 (Az: N2m -
2.9122) bei den für das Rettungswesen zuständi-
gen Ministerien einen Bedarf zur Unterstützung bei
der Umsetzung rettungsdienstlicher Aufgabenstel-
lungen eruiert: „... Konzipiert wurde das Projekt in
der Aufbauphase des Rettungswesens mit dem
Ziel, den verantwortlichen Referenten auf der Lan-
desebene Informationen für die weitere Organisati-
on und Ausgestaltung des Rettungsdienstes zur
Verfügung zu stellen. Dazu ist geplant eine Aus-
wahl von etwa fünf Themenbereichen vertieft mit
Bezug zum Forschungsziel zu bearbeiten. Das be-
dingt Vorgaben (z. B. Bedarfspläne) sowie die Mit-
arbeit und das Interesse der zuständigen Ministeri-
en. Die Bundesanstalt für Straßenwesen bittet des-
halb um Unterstützung und Angabe von Themen,
die in der Analyse des Forschungsinstituts vertieft
werden sollten. Die Ergebnisse hieraus sollten,
nicht nur für das jeweilige Land, Planungs- und Or-
ganisationshilfen für den Aufbau eines bedarfsge-
rechten Rettungsdienstes darstellen, sondern all-
gemeingültig zur Diskussion zur Qualitätssicherung
im Rettungswesen beitragen. Voraussetzung für
die Auswahl der Themenschwerpunkte ist neben
dem Landesinteresse die Realisierbarkeit innerhalb
eines Zeitraumes von etwa sechs Monaten. Als
mögliche Themenvorschläge werden z. B. disku-
tiert:

− Der Arzt in der Leitstelle
− Leitender Notarzt
− Ärztlicher Leiter Rettungsdienst
− Einheitliche Dokumentationsrichtlinien
− Standardisierte Fahrzeugbeschaffung
− RTH-Standortverteilung
− Rettungsdienst und Feuerwehr
− KV-Ärzte im Rettungsdienst
− Auswirkungen der Kreisgebietsreform“

Grundsätzlich waren alle neuen Länder an diesem
Projekt interessiert und auch bereit, mitzuwirken.

Sachsen-Anhalt (16. Februar 1995): „Von besonde-
rem Interesse für Sachsen-Anhalt ist das von Ihnen

vorgeschlagene Thema ‘KV-Ärzte im Rettungs-
dienst’. In ländlichen Regionen Sachsen-Anhalts
können nicht in ausreichender Zahl Krankenhaus-
ärzte für den Rettungsdienst zur Verfügung gestellt
werden. Dies hat dazu geführt, daß niedergelasse-
ne Kassenärzte für den Rettungsdienst gewonnen
werden müssen. Zur Zeit tut sich die Kassenärztli-
che Vereinigung schwer, ihrem Sicherstellungsauf-
trag nachzukommen. Daneben bestehen techni-
sche Probleme wie Alarmierung, Transport des
niedergelassenen Arztes zum Unfallort bzw. Sta-
tionierung des Arztes bei einer Rettungswache.
Diese Probleme dürften allgemeingültiger Natur
sein. Daher bin ich an einer Analyse eines For-
schungsinstituts interessiert und auch zur Mitarbeit
bereit.“

Sachsen (6. Januar 1995): „Im Hinblick auf die in
einigen neuen Bundesländern geführten Diskus-
sionen über die Anzahl der Leitstellen regen wir ei-
nen Vergleich über die Erfahrungen mit Leitstellen
für großräumige und einräumige Rettungsdienstbe-
reiche an, ohne damit die Erstellung einer fertigen
Konzeption zu beabsichtigen. Einige von Ihnen ge-
nannte Themenvorschläge stehen mit den Leit-
stellen in einem engen Zusammenhang, wie der
Arzt in der Leitstelle, Ärztlicher Leiter Rettungs-
dienst, Rettungsdienst und Feuerwehr, KV-Ärzte im
Rettungsdienst (Telefonzentrale des ärztlichen Be-
reitschaftsdienstes in der Leitstelle) und Auswir-
kungen der Kreisgebietsreform. Die einheitlichen
Dokumentationsrichtlinien können ebenfalls von
Bedeutung sein. Im übrigen halten wir alle ge-
nannten Themenvorschläge für interessant. Die
Mitwirkung der KV-Ärzte im Rettungsdienst bereitet
im Freistaat Sachsen die größten Probleme. Eine
Untersuchung in diesem Bereich würden wir daher
sehr begrüßen.“

Brandenburg (1. März 1995): „Weitere Themenbe-
reiche, wie z. B. der Arzt in der Leitstelle, Leitender
Notarzt, Ärztlicher Leiter im Rettungsdienst, KV-
Ärzte im Rettungsdienst sehen wir als sehr interes-
sant an.“

Mecklenburg-Vorpommern (17. Februar 1995):
„Von den im oben genannten Schreiben aufge-
führten Themen sind für Mecklenburg-Vorpommern
folgende von besonderem Interesse:

1. Standardisierte Fahrzeugbeschaffung (Ausstat-
tung für Intensivverlegung)

2. KV-Ärzte im Rettungsdienst (Organisationsfor-
men, Qualifizierung, Effektivität)

3. Auswirkungen der Kreisgebietsreform (Wirt-
schaftlichkeit des Rettungsdienstes, Effektivität
der veränderten Strukturen).

Als mögliche weitere Themenbereiche für das For-
schungsprojekt wären folgende denkbar:
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1. Integrierte Leitstellen (rettungsdienstbereichs-
übergreifende Integrierte Leitstellen und deren
Aufbau, Ausstattungsstandards (Stadt-/Land-
kreis))

2. Der Rettungszweckverband als mögliche Orga-
nisationsform des Rettungsdienstes (Probleme
bei der Bildung , struktureller Aufbau, Aufgaben)

Ich möchte Ihnen versichern, daß das Land Meck-
lenburg-Vorpommern ausdrückliches Interesse an
diesem Forschungsprojekt zur Analyse der Reor-
ganisation und des Aufbaus des Rettungswesens
in den neuen Bundesländern bekundet.“

Thüringen (10. Februar 1995): „Zur Frage des ärzt-
lichen Personals im Rettungsdienst besteht in Thü-
ringen erheblicher Klärungsbedarf, da sie immer
wieder zu konträren Diskussionen zwischen den
Rettungsdienstdurchführenden einerseits und den
Aufgabenträgern andererseits führen. Der Arzt in
der Leitstelle, der Leitende Notarzt und der Ärztli-
che Leiter Rettungsdienst sind für uns interessante
Fragen, die im zukünftigen Landesrettungsdienst-
plan eine besondere Beachtung finden sollen. Zu-
sätzlich ergibt sich aus unserer Sicht die Notwen-
digkeit einer Betrachtung des Organisatorischen
Leiters Rettungsdienst, der bei der Bewältigung
besonderer Gefahrenlagen, also Notfallereignisse
unterhalb der Katastrophenschwelle, gerade in
letzter Zeit an Bedeutung gewonnen hat.“

Die von den Ländern unterbreiteten Vorschläge für
mögliche Untersuchungen wurden diskutiert. In
Abstimmung mit der BASt wurden unter dem Ge-
sichtspunkt einer bundesweiten Betrachtung fol-
gende drei Themen festgelegt:

Teil I: Entwicklung bedarfsgerechter Dispositi-
onsbereiche von Rettungsleitstellen

Teil II: Die Organisation des Notarztdienstes im
Zusammenhang mit den Mitwirkungsmög-
lichkeiten niedergelassener Ärzte (KV-Ärz-
te)

Teil III: Konzeption eines Anforderungsprofils an
den „Leiter Rettungsdienst“

Grundlage der weiteren zielführenden Bearbeitung
des Forschungsprojektes war die modifizierte Pro-
jektbeschreibung mit Arbeitsplan vom 28. August
1995, welche das Forschungsthema in drei von-
einander unabhängige Untersuchungsteile gliedert.
Nach Vorlage des ersten Zwischenberichtes zum
11. April 1996, in dem insbesondere zur Methodik
und zum Konzept ausgeführt wurde, war wesentli-
cher Forschungsgegenstand im 2. Halbjahr 1996
die Organisation von landesweiten Datenerfassun-
gen zum Thema bedarfsgerechte Dispositionsbe-
reiche in den Ländern Hessen und Mecklenburg-
Vorpommern sowie zum Thema Organisation von
Notarztsystemen in den Ländern Sachsen-Anhalt,
Sachsen und Bayern. Sowohl in Sachsen wie auch

in Sachsen-Anhalt wurden neben den Ländermini-
sterien auch die Träger des Rettungsdienstes in
die Erfassung einbezogen. Mitte Februar 1997 la-
gen letztendlich alle angeforderten Daten vollstän-
dig bis auf die Ebene der Notarztstandorte vor
(Totalerfassung).

Die im vorliegenden Forschungsprojekt unter-
suchten drei Themenbereiche sind inzwischen
bundesweit von zentraler Aktualität. Die Optimie-
rung von Dispositionsbereichen von Leitstellen,
aber auch die Einbeziehung niedergelassener
Ärzte in den bodengebundenen Notarztdienst sind
von übergeordnetem öffentlichem Interesse. Die
Diskussion über die Funktion, Stellung und Finan-
zierung des Ärztlichen Leiters Rettungsdienst ist
noch nicht abgeschlossen. In die weiteren Überle-
gungen hierzu sollten die Erfahrungen der Länder,
in denen es diese oder vergleichbare Funktionen
bereits gibt, mit einbezogen werden (Ausschuß
„Rettungswesen“: Grundsätze zur Weiterentwick-
lung des Rettungsdienstes in den Ländern, be-
schlossen in der Sitzung am 18./19. September
1996 in Magdeburg).

Unser besonderer Dank für die Unterstützung die-
ser Forschungsarbeit gilt den für den Rettungs-
dienst zuständigen Fachministerien der Länder
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen und Sachsen-
Anhalt sowie Hessen. Dank sagen möchten wir
auch den kommunalen Spitzenverbänden sowie
den Trägern des Rettungsdienstes in Sachsen und
Sachsen-Anhalt für die umfangreiche Unterstüt-
zung bei der Organisation und Sammlung landes-
weit flächendeckender Datenbestände mit aktuel-
lem Bezug. In diesem Zusammenhang gilt auch
unser Dank der Kassenärztlichen Vereinigung
Bayerns für die freundliche Unterstützung und Zur-
verfügungstellung unveröffentlichten Materials zur
Struktur des Notarztdienstes in Bayern. Die von
den Ländern Hessen und Mecklenburg-Vorpom-
mern vollständig zur Verfügung gestellten Bedarfs-
pläne der Rettungsdienstbereiche sowie aktuelles
statistisches Material der Krankenkassen in Hes-
sen waren wichtige Grundlagen für diese For-
schungsarbeit.

Zum Abschluß noch eine sprachliche Klarstellung:
Alles, was in diesem Bericht bezogen auf Personen
gesagt wird, gilt selbstverständlich für Frauen und
Männer gleichermaßen und ohne Unterschied, so-
fern diese nicht besonders gekennzeichnet wer-
den. Daher werden generell Gattungsbegriffe ge-
mäß den grammatikalischen Regeln verwendet (z.
B. „der Arzt“).

Die Projektbearbeitung erfolgte durch:
Dr.-Ing. Reinhard Schmiedel
Holger Behrendt
Klaus Runggaldier
Patrick Sanders
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Teil I
Entwicklung bedarfsgerechter
Dispositionsbereiche von Ret-
tungsleitstellen

1 Einleitung

1.1 Ausgangslage und Problemstel-
lung

Der Rettungsdienst als medizinisch-organisatori-
sche und funktionelle Einheit von Notfallrettung und
Krankentransport ist nach bisheriger Rechtsauffas-
sung eine öffentlich-rechtliche Aufgabe, die inner-
halb der Vielzahl der Gemeinschaftsaufgaben der
Gesellschaft dem Bereich der Daseinsvor- und Da-
seinsfürsorge sowie der Gefahrenabwehr zuzuord-
nen ist. Der Rettungsdienst dient damit ausschließ-
lich und unmittelbar dem Schutz der in Art. 2 Abs. 2
des Grundgesetzes verankerten höchstrangigen
Grundrechtes auf Leben und körperliche Unver-
sehrtheit. Entsprechend der im Grundgesetz Art.
30, 70, 83 festgeschriebenen Zuständigkeitsab-
grenzung fällt der Rettungsdienst in die grundsätz-
liche Regelungskompetenz der Länder.

In den Rettungsdienstgesetzen der Länder wird
allgemein unter Notfallrettung die Durchführung le-
bensrettender Maßnahmen bei Notfallpatienten am
Notfallort, die Herstellung der Transportfähigkeit
sowie die Beförderung dieser Personen unter Auf-
rechterhaltung der Transportfähigkeit und Vermei-
dung weiterer gesundheitlicher Schäden in ein für
die Versorgung geeignetes Krankenhaus verstan-
den. Der Krankentransport umfaßt die Beförderung
und fachgerechte Betreuung von Kranken, Ver-
letzten oder sonstigen hilfsbedürftigen Personen,
die keine Notfallpatienten sind.

Der organisierte Rettungsdienst ist dabei ein inte-
graler Bestandteil der sogenannten Rettungskette1,
mit der die unterschiedlichen Aufgaben der präkli-

                                                     
1 UVB Straßenverkehr 1995: Bundestagsdrucksache 13/4826

vom 11.06.96.

nischen Versorgung von Notfallpatienten beschrie-
ben und systematisiert werden. Dabei gilt: Die op-
timale Funktionsweise des Gesamtsystems wird
durch das schwächste Glied der Kette limitiert.

Wie Bild 1.1.1 darstellt, findet der Erstkontakt zum
Rettungsdienst in Regel über das Meldesystem der
Rettungsleitstelle statt. Die Rettungsleitstelle führt
nach der Entgegennahme eines Hilfeersuchens in
ihrem Zuständigkeitsgebiet, dem sogenannten Ret-
tungsdienstbereich, die Alarmierungs-, Lenkungs-
und Koordinierungsfunktion des rettungsdienstli-
chen Einsatzes durch. Die Erreichbarkeit unter den
gängigen Notrufnummern sowie die Betriebsbereit-
schaft der Rettungsleitstelle muß dabei rund um
die Uhr gewährleistet sein.

Neben den rettungsdienstlichen Aufgaben von
Notfallrettung und Krankentransport ergeben sich
in der Rettungsleitstelle weitere nicht unmittelbar
rettungsdienstliche Tätigkeiten im Bereich der Feu-
erwehr, wie z. B. Brandschutz und technische Hil-
feleistung, sowie des Katastrophenschutzes, des
vertragsärztlichen Notdienstes, der Zusammenar-
beit mit Polizeidienststellen und der Auskunftertei-
lung über spezielle Hilfemöglichkeiten, z. B. Tele-
fonnummern von Vergiftungszentralen, Druck-
kammern oder anderen Notdiensten.

Für eine Mindest-/Idealkonzeption von Leitstellen
wird im Rahmen eines interdisziplinären Works-
hops zum Thema Leitstelle hinsichtlich deren origi-
nären Dienstleistungen festgestellt: „

Kernaufgaben

− Feuerwehr (Brandschutz und technische Hilfe-
leistung)

− Rettungsdienst (Notfallrettung inkl. Notarztdienst
und qualifizierter Krankentransport)

− Katastrophenschutz (Verbindung zur Katastro-
pheneinsatzleitung)

Bild 1.1.1: Die Rettungskette
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Nichtkernaufgaben

− ärztlicher Bereitschaftsdienst (ärztlicher Haus-
besuchsdienst)

[...]“ (WORKSHOP MARIA LAACH 1997, 57).

Die vorliegende Untersuchung zur Entwicklung be-
darfsgerechter Dispositionsbereiche von Rettungs-
leitstellen berücksichtigt in einer ersten Planungs-
stufe die Funktionsbereiche Rettungsdienst, Feuer-
wehr und Katastrophenschutz (integrierte Leitstel-
len), während in einem zweiten Planungsschritt zu-
sätzlich die Vermittlungsleistung des vertragsärztli-
chen Notdienstes modellhaft einbezogen wird.

Ein erster allgemeiner Überblick über das Lei-
stungsaufkommen im Bundesgebiet zeigt, daß im
Zeitraum 1994/95 jährlich rund 8,5 Mio. Hilfeersu-
chen einen rettungsdienstlichen Einsatz verursa-
chen. Hieraus ergibt sich eine Einsatzrate von 106
Einsätzen pro 1.000 Einwohner und Jahr. Dabei
werden zwei Fünftel des gesamten Einsatzauf-
kommens als Notfalleinsatz und drei Fünftel durch
das Leitstellenpersonal als Krankentransport ein-
gestuft (SCHMIEDEL 1997, 58). Daneben werden
nach den vorliegenden Angaben des Feuerwehr-
Jahrbuches 1996/97 im Bundesgebiet 1995 über
961.000 Einsätze der Feuerwehr zu nicht rettungs-
dienstlichen Einsätzen durchgeführt, was einer
Einsatzrate von rund 12 Feuerwehreinsätzen pro
1.000 Einwohner und Jahr entspricht.

Die Rettungsleitstelle koordiniert das rettungs-
dienstliche Einsatzaufkommen innerhalb ihres
Rettungsdienstbereiches, dessen räumliche Ab-
grenzung in der Regel in den Rettungsdienstgeset-
zen der Länder festgeschrieben wird. Der Ret-
tungsdienstbereich ist dabei bundesweit betrachtet
mehrheitlich deckungsgleich mit dem Gebiet eines
Kreises bzw. einer kreisfreien Stadt. Dem Ret-
tungsdienstbereich sind seiner Größe entspre-
chend mehrere Rettungswachen mit den notwen-
digen Rettungsmitteln zugeordnet, über die die be-
darfsgerechte und flächendeckende Versorgung
der Bevölkerung mit rettungsdienstlichen Leistun-
gen sichergestellt wird. Die Grundlage für das Ni-
veau der Sicherstellung der Notfallrettung ist - mit
Ausnahme der Länder Berlin und Hamburg - über
die Vorgabe einer Hilfsfrist festgesetzt.

Rückblickend betrachtet zeigt sich, daß die histori-
sche Einteilung der Rettungsdienstbereiche sich in
nicht unerheblichem Maße nach den funktechni-
schen Möglichkeiten der 70er Jahre richtete. Mit
der damals verfügbaren Technik war eine flächen-
deckende funkmäßige Versorgung nur durch die
Einrichtung kleinräumiger Funkverkehrskreise zu
erreichen (HENNES 1996, 1). Die technische
Weiterentwicklung gerade des Funksektors, aber

auch der Fernmeldetechnik sowie der Informations-
technik bis zum heutigen Datum begünstigt gera-
dezu eine Vergrößerung von Rettungsdienstberei-
chen, mit der Folge, daß die Zahl der vorhandenen
Rettungsleitstellen im Bundesgebiet allein aus
technischer Sicht deutlich reduziert werden könnte.

Bei einer Veränderung der derzeitigen Leitstellen-
struktur ist grundsätzlich anzumerken, daß nicht
die Zahl und/oder der jeweilige Standort der Ret-
tungsleitstelle für einen optimalen rettungsdienstli-
chen Einsatz entscheidend ist, sondern daß die
Zahl und die Standortverteilung der Rettungswa-
chen sowie die dortige Vorhaltung der Rettungs-
mittel in Verbindung mit geeigneten Fahrzeug- und
Einsatzstrategien maßgeblich für Bediensicherheit
und Schnelligkeit sowie die Qualität der präklini-
schen Versorgung vor Ort verantwortlich sind. An-
gesichts der immer noch häufig lokal geführten
Diskussion um „die eigene“ Rettungsleitstelle ist an
dieser Stelle ausdrücklich festzuhalten, daß das
Netz der bedarfsgerechten Rettungswachen sowie
die Anzahl der dort vorgehaltenen Rettungsmittel
bei einer Reduzierung von Rettungsleitstellen bzw.
bei einer Vergrößerung von Rettungsdienstberei-
chen quasi unberührt bleibt.2

Vielmehr gilt es durch die Vergrößerung der Ret-
tungsdienstbereiche zu bedarfsgerechten Disposi-
tionsbereichen die Effektivität und Wirtschaftlichkeit
des Rettungsdienstes unter Einbindung moderner
drahtloser und drahtgebundener Nachrichtentech-
nik sowie intelligenter Leitstellen-EDV-Systeme zu
steigern. Hierbei bietet sich im Rahmen konkreter
Umsetzungsplanungen u.a. die technische Mög-
lichkeit, die Ortsnetzbereiche der Deutschen Tele-
kom an die Grenzen des Dispositionsbereiches
anzupassen, mit dem Ziel, die Notrufabfrage bei
der zuständigen Rettungsleitstelle zu gewährleisten
(Notruferstabfrage bzw. Durchschalten mit ISDN),
um so zeitliche Verzögerungen der Leitstellener-
reichbarkeit beim Meldevorgang zu minimieren.
Ursache der derzeitig häufig fehlenden räumlichen
Deckung der Ortsnetzbereiche der Deutschen Te-
lekom mit dem Zuständigkeitsgebiet der Rettungs-
leitstellen ist die Neugliederung der Ortsnetzberei-
che der Deutschen Post vor der Kreisgebietsreform
zu Beginn der 70er Jahre.

Mögliche Vergrößerungen von Rettungsdienstbe-
reichen und ihre Auswirkung auf die Anzahl der
Rettungsleitstellen diskutiert BOUILLON (1987, 48)
mit dem Hinweis, daß bei einer bundesweiten An-

                                                     
2 Im Regelfall sollte auch das Netz der vorhandenen Ret-

tungswachen landesweit hinsichtlich der Bedarfsgerechtig-
keit und Einhaltung der Landesnorm (Hilfsfrist) auf den
Prüfstand gestellt werden (vgl. die von uns aktuell durchge-
führte Landesplanung für Schleswig-Holstein).
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passung der Rettungsdienstbereiche an die Grö-
ßenordnung der zu versorgenden Einwohnerzahl in
Bayern, sich die Anzahl der ca. 230 Rettungsleit-
stellen 1987 in den alten Ländern um 57 % auf 100
Rettungsleitstellen reduzieren würde. Die Anzahl
der 207 Rettungsleitstellen 1991 in den neuen
Ländern wäre bei der Anwendung der bayerischen
Orientierungswerte sogar um 83 % auf 35 Ret-
tungsleitstellen zu reduzieren. Auf der Grundlage
der zuvor skizzierten Überlegungen ergibt sich
nach RAU (1994) bundesweit - vor der Kreisge-
bietsreform in den neuen Länder - ein Reduzie-
rungspotential von rund 307 Rettungsleitstellen.
Unter dem Gesichtspunkt, daß eine Rettungsleit-
stelle üblicher Größenordnung mittlere Kosten in
Höhe von ca. 1 bis 1,5 Mio. DM pro Jahr verur-
sacht, errechnet sich ein nicht unerhebliches Ein-
sparpotential, die laufenden Kosten im Rettungs-
dienst deutlich zu senken (RAU 1994, 52 f. und
KOCH, PUHAN 1992, 18 f.).

Eine theoretische „Untergrenze“ hinsichtlich der
Anzahl der Rettungsdienstbereiche im Bundesge-
biet ergibt sich durch die Zuständigkeit der Länder
beim Rettungsdienst, wonach ein Rettungsdienst-
bereich mindestens die Fläche des jeweiligen Lan-
des umfassen muß. Einen ökonomischen Maßstab
zur Festlegung einer „Untergrenze“ von Rettungs-
leitstellen führt das für den Rettungsdienst zustän-
dige Ministerium des Landes Rheinland-Pfalz aus,
indem festgestellt wird, daß sich aufgrund der
Strukturen des Landes nur ein oder zwei Rettungs-
dienstbereiche bzw. Leitstellen in Rheinland-Pfalz
durch den erforderlichen Aufwand nicht mehr durch
den erreichbaren Nutzen rechtfertigen lassen wür-
den (HENNES 1996, 1).

Die Aktualität der Fragestellung des vorliegenden
Forschungsprojektes wird durch die Einschätzung
von Teilnehmern eines „Leitstellen-Workshops“
zum Thema bedarfsgerechte Dispositionsbereiche
geteilt, indem als derzeitige Forschungsdefizite u.
a. benannt werden: „

1. Es gilt zu überprüfen, ob eine „Einheitsleitstelle“
(für alle Hilfeersuchen inkl. Polizei) möglicher-
weise kostengünstiger und effektiver ist als zwei
getrennte Leitstellen.

[...]

3. Welche Auswirkungen hat die Integration der
Vermittlung des ärztlichen Bereitschaftsdienstes
in den Aufgabenbereich der Leitstellen im Sinne
des Qualitätsmanagements?

[...]

6. Hinsichtlich optimaler Größenordnungen und
entsprechender Einzugsbereiche von Leitstellen
müssen die Grundlagen anhand wissenschaftli-

cher Untersuchungen ermittelt werden. Mögliche
Parameter zur Festlegung der Größe sind:

− Fläche
− Einwohnerzahl
− Einsatzzahlen
− regionale Grenzen

Gleichzeitig sind Raumordnungspläne und
Krankenhauseinzugsbereiche zu berücksichti-
gen.

7. Wie hoch ist jeweils der Anteil der einzelnen
Dienstleistungen am Gesamtaufkommen der in
der Leitstelle eingehenden Hilfeersuchen?

8. Wieviel Zeit nimmt die Bearbeitung eines einzel-
nen Hilfeersuchens - getrennt nach Dispositi-
onszeit und Verwaltungsaufwand - in Anspruch,
jeweils getrennt für die unterschiedlichen
Dienstleistungen? [...]“ (WORKSHOP MARIA
LAACH 1997, 61 f)

1.2 Zielsetzung der Untersuchung

Zielsetzung des vorliegenden Forschungsvorha-
bens ist es, unter Berücksichtigung ausgewählter

− rechtlicher,
− informeller,
− arbeitspsychologischer und
− ökonomischer Rahmenbedingungen

ein Modell zu entwickeln, mit dem sich sogenannte
bedarfsgerechte Dispositionsbereiche von Ret-
tungsleitstellen ermitteln lassen.

Grundvoraussetzung zur Entwicklung eines Mo-
dells bedarfsgerechter Dispositionsbereiche ist die
inhaltliche Bestimmung des Begriffs „bedarfsge-
rechter Dispositionsbereich“. Hierzu wird folgende
Definition gewählt:

Der Dispositionsbereich einer Rettungsleitstelle
gilt dann als bedarfsgerecht, wenn

1. innerhalb des Dispositionsbereiches ein ma-
ximales und zwischen benachbarten Disposi-
tionsbereichen ein minimales rettungs-
dienstliches Verkehrsaufkommen besteht
(geographische Bedingung) und

2. die Leitstelle aufgrund der eingehenden Aus-
kunfts- und Hilfeersuchen und der daraus re-
sultierenden Bearbeitungszeit bedarfsgerecht
besetzt wird (ökonomische Bedingung).

Die nachfolgende Modellbildung analysiert in auf-
bauenden Untersuchungsschritten, welche Fakto-
ren Einfluß auf die Größenordnung von bedarfsge-
rechten Dispositionsbereichen ausüben. Hierbei
werden eindimensionale Kenngrößen wie etwa


